
 

 
 

 

 

Beschluss 

 

 

 

TOP II. 10. Verbesserter Opferschutz durch Erweiterung 

der psychosozialen Prozessbegleitung 

Berichterstattung:  Baden-Württemberg, 

Mecklenburg-Vorpommern 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben sich über die 

Erfahrungen mit dem zum 1. Januar 2017 in der Strafprozess-

ordnung geschaffenen Institut der psychosozialen Prozess-

begleitung ausgetauscht. Sie stellen fest, dass die psychosoziale 

Prozessbegleitung bereits heute ein wesentliches Instrument zur 

Stärkung des strafprozessualen Opferschutzes bei schweren 

Sexual- und Gewaltstraftaten darstellt.  

2. Sie bitten die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-

schutz, in enger Abstimmung mit den Landesjustizverwaltungen 

die Notwendigkeit zur Klarstellung und Ergänzung der gesetz-

lichen Regelungen zu prüfen und dabei auch die Beiordnung 

einer psychosozialen Prozessbegleitung für weitere besonders 

schutzbedürftige Personen in den Blick zu nehmen. 
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